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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1981 Ausgegeben am 27. Feber 1981 36. Stück

90. Zusatzabkommen zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Spanischen
Staat über Soziale Sicherheit
(NR: GP XV RV 164 AB 302 S. 31. BR: AB 2145 S; 396.)

9 1 . Zusatzvereinbarung zur Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der
Republik Österreich und dem Spanischen Staat über Soziale Sicherheit

90.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ZUSATZABKOMMEN
zum Abkommen vom 23. Oktober 1969 zwi-
schen der Republik Österreich und dem Spa-

nischen Staat über Soziale Sicherheit *)

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

Seine Majestät der König von Spanien

sind übereingekommen, das am 23. Oktober 1969
geschlossene Abkommen über Soziale Sicherheit
— im folgenden Abkommen genannt — zu
ändern und zu ergänzen, und haben hiefür zu
ihren Bevollmächtigten ernannt:

der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Alois Reitbauer, Generalsekretär für
Auswärtige Angelegenheiten,

Seine Majestät der König von Spanien:
S. E. Herrn D. Juan Manuel Castro-Rial y Canosa,
Botschafter Spaniens in Wien,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten nachstehende
Bestimmungen vereinbart haben:

Artikel 1

1. a) Artikel 1 Ziffer 2 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„2. „Gebiet"
in bezug auf Österreich dessen
Bundesgebiet,
in bezug auf Spanien dessen Ho-
heitsgebiet;"

b) Artikel 1 Ziffer 5 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:
„5. „zuständige Behörde" in bezug auf

Österreich den Bundesminister für
soziale Verwaltung, hinsichtlich der

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 358/1970
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Familienbeihilfen den Bundesminister
für Finanzen,
in bezug auf Spanien den Minister für
Gesundheit und Soziale Sicherheit;"

2. Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(1) Dieses Abkommen bezieht sich

1. in Österreich auf die Rechtsvorschriften über
a) die Krankenversicherung;
b) die Unfallversicherung;
c) die Pensionsversicherung mit Ausnahme

der Sonderversicherung für das Notariat;
d) die Arbeitslosenversicherung;
e) die Familienbeihilfen;

2. in Spanien

a) auf die Rechtsvorschriften des Allgemeinen
Systems der Sozialen Sicherheit betreffend

aa) Mutterschaft, Krankheit einschließlich
Berufskrankheit, vorübergehende Ar-
beitsunfähigkeit sowie Betriebsunfälle
und Nichtbetriebsunfälle,

bb) vorläufige und dauernde Invalidität,
cc) Alter, Tod und Hinterbliebene,
dd) Arbeitslosigkeit,
ee) Schutz der Familie;

b) auf die Rechtsvorschriften betreffend die
Sondersysteme
aa) für die Landwirtschaft,
bb) für Seeleute,
cc) für den Kohlenbergbau,
dd) für Eisenbahnbedienstete,
ee) für Hausangestellte,
ff) für selbständig Erwerbstätige,

gg) für selbständige Handelsvertreter,
hh) für Künstler,

ii) für Schriftsteller,
jj) für Toreros."

3. Artikel 3 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„Dieses Abkommen gilt, soweit es nichts an-
deres bestimmt, für Personen, die den unter
Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten Rechtsvorschrif-
ten unterliegen oder unterlagen, sowie für ihre
Familienangehörigen und Hinterbliebenen."

4. Artikel 5 Absatz 1 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(1) Die Geldleistungen, die von einem Staats-
angehörigen eines Vertragsstaates oder dessen
Hinterbliebenen nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates erworben worden sind,
dürfen nicht deshalb gekürzt, zum Ruhen ge-
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bracht, entzogen oder beschlagnahmt werden,
weil der Berechtigte im Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates wohnt."

5. a) Artikel 6 Absatz 2 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(2) Soweit nach den Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaates eine Erwerbs-
tätigkeit rechtliche Auswirkungen auf eine
Leistung der Sozialen Sicherheit hat,
kommt die gleiche Wirkung auch einer
Erwerbstätigkeit im anderen Vertrags-
staat zu."

b) Artikel 6 Absatz 3 des Abkommens hat
zu entfallen.

6. Im Artikel 7 des Abkommens haben die
Bezeichnung Absatz 1 und die Bestimmungen
des Absatzes 2 zu entfallen.

7. Artikel 12 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„War eine Person nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates versichert und hat sie nach
diesen Rechtsvorschriften noch einen Anspruch
auf Sachleistungen, so werden ihr diese Leistun-
gen bei einem Aufenthalt im anderen Vertrags-
staat unter entsprechender Anwendung des Ar-
tikels 13 Absätze 3, 4 und 6 gewährt, es sei denn,
daß sie Anspruch auf diese Leistungen nach den
Rechtsvorschriften des zweiten Vertrags Staates
hat."

8. Im Artikel 16 des Abkommens ist der Aus-
druck „des Artikels 12 Absatz 2" durch den
Ausdruck „des Artikels 12" zu ersetzen.

9. a) Im Artikel 17 Absatz 1 des Abkommens
ist der Ausdruck „des Artikels 12 Ab-
satz 2" durch den Ausdruck „des Ar-
tikels 12" zu ersetzen,

b) Artikel 17 Absatz 2 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(2) Die zuständigen Behörden können
auf Vorschlag der beteiligten Versiche-
rungsträger zur verwaltungsmäßigen
Vereinfachung vereinbaren, daß für alle
Fälle oder für bestimmte Gruppen von
Fällen anstelle von Einzelabrechnungen
Pauschalzahlungen treten."

10. Im Artikel 19 Absatz 3 des Abkommens
ist der Ausdruck „sechs Monate" durch den
Ausdruck „zwölf Monate" zu ersetzen.

11. a) Im Artikel 20 Absatz 1 des Abkommens
ist der Ausdruck „Absätze 2 bis 5"
durch den Ausdruck „Absätze 2 und 3"
zu ersetzen.

b) Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe c, Ab-
satz 4 und Absatz 5 des Abkommens
haben zu entfallen.
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12. Artikel 21 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„Die österreichischen Versicherungsträger
wenden die Artikel 19 und 20 nach folgenden
Regeln an:

1. Für die Feststellung der Leistungszugehörig-
keit und Leistungszuständigkeit sind nur
österreichische Versicherungszeiten zu be-
rücksichtigen.

2. Die Artikel 19 und 20 gelten nicht für die
Anspruchsvoraussetzungen und für die Lei-
stung des Bergmannstreuegeldes aus der
knappschaftlichen Pensionsversicherung.

3. Bei Durchführung des Artikels 20 Absätze 2
und 3 sind die spanischen Versicherungs-
zeiten ohne Anwendung der österreichischen
Rechtsvorschriften über die Anrechenbar-
keit der Versicherungszeiten heranzuziehen.

4. Bei Durchführung des Artikels 20 Absatz 3
sind sich deckende Versicherungszeiten mit
ihrem tatsächlichen Ausmaß zu berücksich-
tigen.

5. Bei Durchführung des Artikels 20 Absatz 3
Buchstabe a gilt folgendes:
a) Die Bemessungsgrundlage wird nur aus

den österreichischen Versicherungszeiten
gebildet.

b) Beiträge zur Höherversicherung, der
knappschaftliche Leistungszuschlag, der
Hilflosenzuschuß und die Ausgleichs-
zulage bleiben außer Ansatz.

6. Bei Durchführung des Artikels 20 Absatz 3
Buchstabe b gilt folgendes:

a) Übersteigt die Gesamtdauer der nach
den Rechtsvorschriften beider Vertrags-
staaten zu berücksichtigenden Versiche-
rungszeiten das nach den österreichischen
Rechtsvorschriften für die Bemessung des
Steigerungsbetrages festgelegte Höchst-
ausmaß, so ist die geschuldete Teilpen-
sion nach dem Verhältnis zu berechnen,
das zwischen der Dauer der nach den
österreichischen Rechtsvorschriften zu
berücksichtigenden Versicherungszeiten
und dem erwähnten Höchstausmaß von
Versicherungsmonaten besteht.

b) Der Hilflosenzuschuß ist von der Teil-
pension innerhalb der anteilmäßig ge-
kürzten Grenzbeträge zu berechnen. Be-
stünde hingegen allein auf Grund der
nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften zu berücksichtigenden Versi-
cherungszeiten Anspruch auf Pension, so
gebührt der Hilflosenzuschuß in dem
dieser Pension entsprechenden Ausmaß,
es sei denn, daß nach den spanischen
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Rechtsvorschriften eine Erhöhung der
Leistung wegen Hilflosigkeit gewährt
wird.

7. Der nach Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe b
errechnete Betrag erhöht sich allenfalls um
Steigerungsbeträge für Beiträge zur Höher-
versicherung, den knappschaftlichen Lei-
stungszuschlag, den Hilflosenzuschuß und
die Ausgleichszulage.

8. Sonderzahlungen gebühren im Ausmaß der
österreichischen Teilpension; Artikel 24 ist
entsprechend anzuwenden."

13. Artikel 22 Absatz 1 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(1) Die zuständigen spanischen Versicherungs-
träger wenden die Artikel 19 und 20 nach folgen-
den Regeln an:

1. Für die Ermittlung der Bemessungsgrund-
lage für Pensionen wenden sie die für sie
geltenden Rechtsvorschriften an.

2. Wurden während des Beitragszeitraumes,
den der Anspruchsberechtigte für die Be-
rechnung der Bemessungsgrundlage der
Leistungen ausgewählt hat, zur Gänze oder
teilweise Versicherungszeiten in Österreich
erworben, so bestimmt der spanische Ver-
sicherungsträger diese Bemessungsgrund-
lage auf Grund der Beitragsgrundlage, die
in Spanien während dieses Zeitraumes oder
des Teils dieses Zeitraumes für Arbeitneh-
mer derselben Berufskategorie wie der be-
treffenden Person galt, oder auf Grund der
Beitragsgrundlagen, die der Arbeitnehmer
in seinem Fall gewählt hat.

3. Treffen spanische Versicherungszeiten mit
österreichischen Versicherungszeiten zu-
sammen, so sind bei Durchführung des
Artikels 20 Absatz 3 ausschließlich die spani-
schen Versicherungszeiten zu berücksichti-
gen."

14. Artikel 23 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„(1) Erfüllt eine Person in einem bestimmten
Zeitpunkt die Voraussetzungen der auf sie an-
wendbaren Rechtsvorschriften zwar nicht beider
Vertragsstaaten, wohl aber eines von ihnen, ohne
daß es erforderlich ist, die nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates zurück-
gelegten Zeiten zu berücksichtigen, so wird der
Betrag der Leistung nur auf Grund der Rechts-
vorschriften bestimmt, nach denen der Anspruch
erworben worden ist, und zwar unter ausschließ-
licher Berücksichtigung der nach diesen zurück-
gelegten Zeiten.
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(2) In den Fällen des Absatzes 1 werden die
bereits festgestellten Leistungen jeweils nach den
Bestimmungen des Artikels 20 Absatz 3 neu fest-
gestellt, sobald die Voraussetzungen nach den
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates
erfüllt sind. Die Leistung des Versicherungs-
trägers im Gebiet des einen Vertragsstaates ist
mit Wirkung vom Tag des Beginns der Leistung
aus der Versicherung des anderen Vertragsstaates
neu festzustellen. Die Rechtskraft früherer Ent-
scheidungen steht der Neufeststellung nicht ent-
gegen."

15. Im Artikel 24 des Abkommens haben die
Bezeichnung Absatz 1 sowie die Bestimmungen
der Absätze 2 und 3 zu entfallen.

16. Abschnitt II Kapitel 5 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„Kapitel 5

FAMILIENBEIHILFEN

Artikel 32

Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staates für den Anspruch auf Familienbeihilfen
eine Wartezeit vor, so werden die in beiden
Vertragsstaaten zurückgelegten gleichartigen Zei-
ten zusammengerechnet.

Artikel 32 a

(1) Anspruch auf Familienbeihilfen nach den
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates besteht
auch für Kinder, deren Wohnort im anderen
Vertragsstaat liegt.

(2) Dienstnehmer werden für den Anspruch
auf Familienbeihilfen so behandelt, als hätten sie
ihren Wohnort ausschließlich in dem Vertrags-
staat, in dem die Beschäftigung ausgeübt wird.

(3) Dienstnehmer, die Ansprüche auf Geld-
leistungen aus der Kranken- oder Arbeitslosen-
versicherung eines Vertragsstaates haben, sind
in bezug auf den Anspruch auf Familienbeihilfen
so zu behandeln, als ob sie in dem Vertragsstaat,
aus dessen Versicherung sie die Geldleistungen
erhalten, beschäftigt wären.

Artikel 32 b

Die Familienbeihilfen, die nach österreichischen
Rechtsvorschriften für Kinder gewährt werden,
die sich ständig in Spanien aufhalten, betragen
monatlich 600 Schilling für jedes Kind. Dieser
Betrag erhöht oder vermindert sich um denselben
Prozentsatz, um den sich in Österreich die Fa-
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milienbeihilfen für ein Kind jeweils nach dem
1. Jänner 1978 erhöhen oder vermindern.

Artikel 32 c

Die Familienbeihilfen, die nach spanischen
Rechtsvorschriften für Kinder gewährt werden,
werden in vollem Umfang auch für jene Kinder
gewährt, die sich ständig in Österreich aufhalten.

Artikel 33

Hat eine Person während eines Kalender-
monats unter Berücksichtigung dieses Abkom-
mens für ein Kind nacheinander die Anspruchs-
voraussetzungen nach den Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten erfüllt, so. gebührt Fa-
milienbeihilfe für diesen Monat nur von dem
Vertragsstaat, nach dessen Rechtsvorschriften
sie zu Beginn des Monats gebührt hat.

Artikel 33 a

Besteht nach den Rechtsvorschriften beider
Vertragsstaaten unter Berücksichtigung dieses
Abkommens Anspruch auf Familienbeihilfen für
ein Kind in beiden Vertragsstaaten, so gebühren
die. Familienbeihilfen für dieses Kind ausschließ-
lich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags-
staates, in dessen Gebiet das Kind seinen Wohnort
hat.

Artikel 33 b

Kinder im Sinne dieses Kapitels sind Personen,
für die nach den anzuwendenden Rechtsvor-
schriften Familienbeihilfen vorgesehen sind.

Artikel 34

Die Artikel 4, 5 und 1,0 finden in bezug auf
den Anspruch auf Familienbeihilfen keine An-
wendung."

17. Artikel 35 Absatz 3 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(3) Die zuständigen Behörden können zur
Erleichterung der Durchführung dieses Abkom-
mens Verbindungsstellen einrichten."

18. Die Bestimmung des Artikels 37 des Ab-
kommens hat die Bezeichnung Absatz 1 zu er-
halten und ein Absatz 2 mit folgendem Wortlaut
ist anzufügen:

„(2) Absatz 1 gilt für zu Unrecht bezogene
Familienbeihilfen entsprechend."
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19. Im Artikel 41 Absatz 2 des Abkommens
ist der Punkt durch einen Strichpunkt zu er-
setzen und folgender Halbsatz anzufügen:

„dies gilt nicht, wenn der Antragsteller aus-
drücklich beantragt, daß die Feststellung einer
nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates
erworbenen Leistung bei Alter aufgeschoben
wird."

20. Nach Artikel 45 des Abkommens ist ein
Artikel 45 a mit folgendem Wortlaut einzufügen:

„Die einer Person, die aus politischen oder
religiösen Gründen oder aus Gründen der Ab-
stammung in ihren sozialversicherungsrechtlichen
Verhältnissen einen Nachteil erlitten hat, nach
den österreichischen Rechtsvorschriften zuste-
henden Rechte werden durch dieses Abkommen
nicht berührt."

21. Ziffer 2 des Schlußprotokolls zum Abkom-
men hat zu entfallen.

22. a) Ziffer 3 Buchstabe b des Schlußproto-
kolls zum Abkommen hat folgende
Fassung zu erhalten:

„b) Die österreichischen Rechtsvor-
schriften betreffend die Versiche-
rung der bei einer amtlichen
österreichischen Vertretung in
einem Drittstaat oder bei Mit-
gliedern einer solchen Vertretung
beschäftigten Personen bleiben
unberührt."

b) In Ziffer 3 Buchstabe c des Schluß-
protokolls zum Abkommen hat der
letzte Satz zu entfallen.

c) Ziffer 3 Buchstabe d des Schlußproto-
kolls zum Abkommen hat zu entfallen.

d) Ziffer 3 Buchstabe f des Schlußproto-
kolls zum Abkommen hat zu entfallen.

23. Ziffer 5 des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen hat zu entfallen.

24. Ziffer 14 des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen hat folgende Fassung zu erhalten:

„14. Zu den Artikeln 32 und 32 a des Ab-
kommens :

a) Anspruch auf Familienbeihilfen besteht nur,
wenn die Beschäftigung nicht gegen die
bestehenden Vorschriften über die Beschäf-
tigung ausländischer Dienstnehmer ver-
stößt.

b) Anspruch auf die Familienbeihilfe nach den
österreichischen Rechtsvorschriften besteht
nur, wenn die Beschäftigung oder der ge-
wöhnliche Aufenthalt in Österreich min-
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destens einen Kalendermonat dauert; eine
Anrechnung nach Artikel 32 findet nicht
statt.

c) Anspruch auf die erhöhte Familienbeihilfe
für erheblich behinderte Kinder nach den
österreichischen Rechtsvorschriften haben
spanische Staatsangehörige nur für jene
Kinder, deren Wohnort in Österreich liegt."

Artikel 2

(1) Dieses Zusatzabkommen bedarf der Ratifi-
kation. Die Ratifikationsurkunden sind sobald
wie möglich in Madrid auszutauschen.

(2) Dieses Zusatzabkommen tritt, soweit im
folgenden nichts anderes bestimmt wird, am
ersten Tag des zweiten Monats nach Ablauf des
Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsurkun-
den ausgetauscht werden.

(3) Es treten in Kraft

a) rückwirkend mit dem Inkrafttreten des
Abkommens die Bestimmung des Artikels 1
Ziffer 20;

b) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1971 die
Bestimmung des Artikels 1 Ziffer 2, soweit
hievon die österreichische Pensionsversiche-
rung der in der Land- und Forstwirtschaft
selbständig Erwerbstätigen erfaßt wird;

c) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1978 die
Bestimmungen des Artikels 1 Ziffer 16,
Ziffer 22 Buchstabe d und Ziffer 24.

ZU URKUND DESSEN haben die obenge-
nannten Bevollmächtigten dieses Zusatzabkom-
men unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN ZU Wien, am 14. November
1979 in zwei Urschriften in deutscher und spa-
nischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Reitbauer

Für Spanien:

Juan Manuel Castro-Rial

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 20. Jänner 1981 ausgetauscht; das Zusatzabkommen tritt mit Ausnahme
der in seinem Art. 2 Abs. 3 angeführten Bestimmungen gemäß seinem Art. 2 am 1. März 1981 in
Kraft.

Kreisky
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91.
Z U S A T Z V E R E I N B A R U N G

ZUR VEREINBARUNG VOM 14. MAI
1970 ZUR DURCHFÜHRUNG DES AB-
KOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH UND DEM SPANISCHEN
STAAT ÜBER SOZIALE SICHERHEIT *)

Auf Grund des Artikels 35 Absatz 1 des Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich und
dem Spanischen Staat über Soziale Sicherheit vom
23. Oktober 1969 *) in der Fassung des Zusatz-
abkommens vom 14. November 1979 **) haben
die zuständigen Behörden zur Änderung der
Vereinbarung vom 14. Mai 1970 zur Durch-
führung des Abkommens — im folgenden Durch-
führungsvereinbarung genannt — folgendes ver-
einbart:

Artikel 1
1. Artikel 2 der Durchführungsvereinbarung

hat folgende Fassung zu erhalten:

"(1) Verbindungsstellen nach Artikel 35 Ab-
satz 3 des Abkommens sind
in Österreich

a) für die Kranken-, Unfall- und Pensionsver-
sicherung der Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversicherungsträger,

b) für die Familienbeihilfen das Bundesmini-
sterium für Finanzen;

in Spanien
die Nationale Anstalt für Soziale Sicherheit.

(2) Den Verbindungsstellen obliegen die in
dieser Vereinbarung festgelegten Aufgaben. Bei
Durchführung des Abkommens können sie mit-
einander sowie mit den beteiligten Personen
oder deren Beauftragten unmittelbar in Ver-
bindung treten. Sie haben einander bei Durch-
führung des Abkommens zu unterstützen."

2. Artikel 6 Absatz 3 Ziffer 11 der Durch-
führungsvereinbarung hat folgende Fassung zu
erhalten:

„11. alle übrigen Heilbehelfe, Hilfsmittel und
ähnliches, deren Anschaffungskosten in Öster-
reich Schilling 5000, in Spanien Peseten 25000
übersteigen."

3. Artikel 10 der Durchführungsvereinbarung
hat folgende Fassung zu erhalten:

„Die zuständigen Versicherungsträger haben
Leistungen bei Alter, Invalidität und an Hinter-
bliebene direkt an die Anspruchsberechtigten zu
zahlen."

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 358/1970
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 90/1981
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4. Artikel 11 der Durchführungsvereinbarung
hat folgende Fassung zu erhalten:

„Die zuständigen Versicherungsträger über-
mitteln der für sie in Betracht kommenden Ver-
bindungsstelle eine jährlich zu erstellende Stati-
stik über die in den anderen Vertragsstaat vor-
genommenen Zahlungen. Diese Statistiken wer-
den von den Verbindungsstellen ausgetauscht."

5. Artikel 12 der Durchführungsvereinbarung
hat zu entfallen.

6. Kapitel 5 der Durchführungsvereinbarung
hat folgende Fassung zu erhalten:

„KAPITEL 5

Familienbeihilfen

A r t i k e l 16

Für den Nachweis zurückgelegter Wartezeiten
im jeweils anderen Vertragsstaat gemäß Arti-
kel 32 des Abkommens haben die zuständigen
Versicherungsträger entsprechende Bescheinigun-
gen auszustellen, denen Zeitpunkt und Dauer des
ständigen Aufenthaltes in ihrem Gebiet zu ent-
nehmen sind.

A r t i k e l 17

(1) Für die Erlangung der in den Artikeln 32 a,
32 b und 32 c des Abkommens vorgesehenen
Familienbeihilfen bestätigen in Österreich die
Finanzämter und in Spanien die Nationale An-
stalt für Soziale Sicherheit dem Anspruchsbe-
rechtigten mittels eines für diesen Zweck ge-
schaffenen Formulares und gemäß den für den
entsprechenden Nachweis geeigneten Dokumen-
ten die für die Gewährung der Familienbeihil-
fen erforderlichen Daten. Die Bestätigung muß
wenigstens enthalten:

a) die Personaldaten des Anspruchsberechtig-
ten und der Kinder, für die Familienbei-
hilfen beansprucht werden, sowie die Stel-
lung der Kinder zum Anspruchsberechtig-
ten;

b) die Summe der gesamten eigenen Einkünfte
jedes Kindes in Landeswährung;

c) ob und wie lange der Anspruchsberech-
tigte für die in der Bestätigung angeführten
Kinder zuletzt Anspruch auf Familienbei-
hilfen in jenem Vertragsstaat gehabt hat,
in dem die Bestätigung ausgestellt wird.

(2) Die Gültigkeit der Bestätigung hat ein
Jahr nach ihrem Ausstellungszeitpunkt zu enden.

A r t i k e l 17 a

Die beiden Verbindungsstellen werden einan-
der unverzüglich über die Höhe der im Ver-
tragsstaat an seine Staatsangehörigen jeweils ge-
zahlten Familienbeihilfen in Kenntnis setzen."
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Artikel 2

Diese Zusatzvereinbarung tritt gleichzeitig mit
dem Zusatzabkommen vom 14. November 1979
zum Abkommen vom 23. Oktober 1969 zwi-
schen dem Spanischen Staat und der Republik
Österreich über Soziale Sicherheit in Kraft.

Geschehen zu Madrid, am 19. Juni 1980 in
zwei Urschriften in spanischer und deutscher
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die österreichische Seite:

Wolfgang Schallenberg

Außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-
schafter der Republik Österreich in Spanien

Für die spanische Seite:

Carlos Robles Piquer

Staatssekretär im Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten

Die Zusatzvereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 2 am 1. März 1981 in Kraft.

Kreisky


